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In den vergangenen Jahren hat das Bewusstsein für die Relevanz geschlechtsspezifischer 
Unterschiede in der Medizin signifikant zugenommen. Es ist wissenschaftlich belegt, dass 
Krankheiten sich bei Frauen und Männern unterschiedlich zeigen können und auch die Wirkung 
von Medikamenten geschlechtsspezifisch variieren kann. Dennoch wird in der medizinischen 
Forschung und Praxis oft der männliche Körper als Massstab angesehen, was zu einer 
unzureichenden Behandlung und Gesundheitsversorgung von Frauen führt. 

Am 02. Juni 2023 hat der Bundesrat vier neue nationale Forschungsprogramme (NFP) ins 
Leben gerufen. Eines davon befasst sich mit Gendermedizin. Das NFP "Gender Medizin und -
gesundheit" mit einem Budget von 11 Millionen Franken zielt darauf ab, eine Wissensgrundlage 
für die Berücksichtigung von Geschlechts- und Genderaspekten in der medizinischen 
Forschung, Medizin und Gesundheitsversorgung in der Schweiz zu schaffen. Es wird 
festgestellt, dass geschlechtsspezifische Unterschiede in der Medizin nicht ausreichend 
berücksichtigt werden. Eine evidenzbasierte Medizin muss diese Unterschiede beachten. Der 
Kanton Basel-Stadt trägt als wichtiger Forschungs- und Bildungsstandort in der Schweiz eine 
grosse Verantwortung für eine gleichberechtigte medizinische Versorgung, Forschung und 
Prävention. In seiner schriftlichen Antwort auf die Anfrage (Nr. 22.5126.02) von Jessica 
Brandenburger zur Thematik "Auswirkungen geschlechtsspezifischer Unterschiede in der 
medizinischen Versorgung" betont der Regierungsrat, dass ihm bewusst ist, dass dieses Thema 
in der medizinischen Forschung und Versorgung historisch vernachlässigt wurde. Um diesen 
Missstand zu korrigieren und eine gerechtere sowie effektivere medizinische Versorgung für alle 
Geschlechter sicherzustellen, schlagen die Anzugstellenden die Gründung eines Gender-
Medizin-Instituts in Basel-Stadt vor. 

Begründung: Die Gender-Medizin gewinnt an Bedeutung, was durch die zunehmende Anzahl 
an Forschungsergebnissen und neuen Ausbildungsgängen belegt wird. Das geplante Gender-
Medizin-Institut in Zusammenarbeit mit der Universität Basel könnte entscheidende 
Erkenntnisse zur Verbesserung der Gesundheitsversorgung liefern. Der Regierungsrat wird 
beauftragt, die Einrichtung eines Gender-Medizin-Insituts in Basel-Stadt zu prüfen und zu 
berichten. Dabei sollen insbesondere die folgenden Aspekte berücksichtigt werden:  

- Die wissenschaftliche und medizinische Notwendigkeit eines solchen Instituts 

- Die finanziellen und infrastrukturellen Voraussetzungen (z.B. in Anlehnung an die 
Eignerstrategie für das Universitätsspital Basel)  

- Die möglichen Standorte und Kooperationspartner (z.B. Universitäten, Kliniken, 
Forschungsinstitute) 

- Die langfristigen Vorteile für die Gesundheitsversorgung und den Wissenschaftsstandort 
Basel-Stadt 

- Welche Organisationen der Kanton unterstützen kann, falls er nicht federführend ist 

Edibe Gölgeli, Barbara Heer, Nicole Amacher, Melanie Eberhard, Amina Trevisan, 
Jessica Brandenburger, Christine Keller, Fleur Weibel, Anina Ineichen, Anouk 
Feurer, Catherine Alioth, Claudia Baumgartner, 


